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Satzung über die Erhebung und Festsetzung der Elternbeiträge für die Betreuung von 

Kindern in den Kindertagesstätten der Stadt Altlandsberg 
(Elternbeitragssatzung) 

 

Rechtsstand: 22.07.2021 

Beschlussfassung zur Satzung für die Erhebung und Festsetzung von Elternbeiträgen: 

24.05.2018 (Bekanntmachung Amtsblatt 05/2018) 

Beschlussfassung zur 1. Änderungssatzung: 24.06.2021 

(Bekanntmachung Amtsblatt 05/2021) 

 

§ 1 Allgemeines 

 

1. Diese Satzung gilt für die Inanspruchnahme von allen Leistungen, die mit der 

Erziehung, Bildung, Betreuung und Versorgung des Kindes in den Kindertagesstätten 

in der Trägerschaft der Stadt Altlandsberg verbunden sind. Für die Leistungen erhebt 

die Stadt Altlandsberg Elternbeiträge als Gebühr nach dieser Satzung 
 

2. Die Personensorgeberechtigten haben einen Zuschuss zur Versorgung des Kindes mit 

Mittagessen gemäß § 17 Abs. 1 Satz 1 KitaG in Höhe der durchschnittlichen ersparten 

Eigenaufwendungen (Essengeldpauschale) an den Träger zu entrichten. 

 

3. Die Mittagsversorgung in Kindertagesstätten erfolgt durch ein von der Stadt 

Altlandsberg beauftragtes Unternehmen. Dieses rechnet seine Kosten gegenüber der 

Stadt Altlandsberg ab. 

 

4.  Die Höhe der Elternbeiträge ist der Anlage 1, die Essengeldpauschale ist der  

Anlage 2, die Bestandteile dieser Satzung sind, zu entnehmen.  

 

 

5. Die Elternbeiträge sind nach den Einkommen der Eltern, der Anzahl 

unterhaltsberechtigter Kinder, der zugehörigen Altersgruppe und dem vereinbarten  

Betreuungsumfang gestaffelt. 

 

    6. Staffelung der Altersgruppen: 

a) Kinder bis zum vollendeten 3. Lebensjahr (Krippenkinder) 

b) Kinder vom vollendeten 3. Lebensjahr bis zur Einschulung (Kindergartenkinder) 

c) Kinder in der Grundschule (Hortkinder) 

 

   7. Die Stadt Altlandsberg ist berechtigt, personenbezogene Daten zu erheben, zu 

verarbeiten und zu speichern, sofern sie zur Ermittlung und Erhebung des 

Elternbeitrages nach dieser Satzung erforderlich sind. Dies gilt insbesondere für die 

Erhebung, Verarbeitung und Speicherung von Namen, Anschriften, Geburtsdaten sowie 

Anmelde- und Abmeldedaten der Kinder. Entsprechendes gilt für die Daten der 

Eltern/Personensorgeberechtigten. Die Löschung der Daten erfolgt unverzüglich nach 

Ablauf der gesetzlichen Aufbewahrungsfrist. 
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§ 2 Aufnahme von Kindern und Abschluss eines Betreuungsvertrages 

 

1. Aufnahme in die Kindertagesbetreuung finden Kinder der Stadt Altlandsberg, die 

einen Rechtsanspruch nach dem Kindertagesstättengesetz des Landes Brandenburg 

haben. Die Aufnahme erfolgt zum Schuljahreswechsel, im Jahr frei werdende Plätze 

werden kontinuierlich besetzt. Soweit freie Betreuungsplätze zur Verfügung stehen, 

können Kinder auch aus anderen Gemeinden, entsprechend dem Wunsch- und 

Wahlrecht des § 5 SGB VIII,  aufgenommen werden.  

 

2. Die Zuweisung des jeweiligen Platzes in einer Kindertagesstätte erfolgt durch die 

Stadt Altlandsberg. Bei der Zuweisung ist dem Elternwunsch im Rahmen der 

vorhandenen Betreuungsplätze nach Möglichkeit zu entsprechen.   

 

3. Voraussetzung für die Aufnahme eines Kindes in eine Kindertagesstätte der Stadt 

Altlandsberg ist ein schriftlicher Antrag der Personensorgeberechtigten und der 

Abschluss eines Betreuungsvertrages zwischen den Personensorgeberechtigten und 

der Stadt Altlandsberg sowie das Vorliegen des Bescheides über den Rechtsanspruch 

des Kindes auf Kindertagesbetreuung, sofern mehr als der Mindestbetreuungsanspruch 

benötigt wird. Wechselt ein Kind von der Betreuungsform Kindergarten in die 

Betreuungsform Hort muss ein vollständiger Antrag auf Aufnahme zur Weiterführung 

des Betreuungsvertrages von den Personenberechtigten gestellt werden. Wird dieser 

nicht eingereicht, endet der Vertrag zum Ende des letzten Kitajahres.“ 

 

 

§ 3 Betreuungs-, Öffnungs- und Schließzeiten 

 

1. Der tägliche Betreuungsanspruch ist für Kinder bis zum Grundschulalter mit einer 

Mindestbetreuungszeit von sechs Stunden, und für Kinder im Grundschulalter mit 

einer Mindestbetreuungszeit von vier Stunden erfüllt. Andere und darüber 

hinausgehende Betreuungszeiten sind zu gewährleisten, wenn die familiäre Situation 

des Kindes, insbesondere die Erwerbstätigkeit, die häusliche Abwesenheit wegen 

Erwerbssuche oder die Aus- und Fortbildung der Eltern oder ein besonderer 

Erziehungsbedarf dies erfordert und der Rechtsanspruch nachgewiesen ist. 

 

2. Die maximale tägliche Betreuungszeit beträgt für Kinderkrippen- und 

Kindergartenkinder zehn  Stunden, für Hortkinder sieben Stunden. Im Einzelfall kann 

die maximale tägliche Betreuungszeit bei nachgewiesenem Rechtsanspruch 

überschritten werden Die festgelegten Betreuungszeiten sind verbindlich einzuhalten. 

Die Abrechnung der Betreuungszeit erfolgt nur zur vollen Stunde.  

 

3. Die täglichen Öffnungszeiten einer jeden kommunalen Kinderstätte richten sich nach 

dem Betreuungsbedarf und sind in dem jeweiligen pädagogischen Konzept der 

Einrichtung geregelt. 

 

4. Muss ein Kind durch Versäumnis der Personensorgeberechtigten über die vertraglich 

vereinbarte Betreuungszeit innerhalb der täglichen Öffnungszeit hinaus weiter in der 

Kindertagesstätte betreut werden, ist für jede angefangene Stunde, unabhängig vom 

Nettoeinkommen, eine zusätzliche Gebühr in Höhe von 10 € zu entrichten.  

 

5. Muss ein Kind durch Versäumnis der Personensorgeberechtigten über die tägliche 

Öffnungszeit hinaus weiter in der Kindertagesstätte betreut werden, ist für jede 
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angefangene Stunde, unabhängig vom Nettoeinkommen, eine zusätzliche Gebühr in 

Höhe von 15 € zu entrichten.  

 

1. Die Kindertagesstätten können pro Kalenderjahr bis zu zwölf Arbeitstage schließen 

(Urlaub, Fortbildung, Teamtage, bauliche und betriebliche Unterhaltungen).“ 

 

2. Während der Schließtage/Schließzeiten besteht kein Anspruch auf Betreuung in der 

Kindertagesstätte. Die Elternbeiträge (Anlage 1) und die Essengeldpauschale (Anlage 

2) werden während der Schließzeit nicht ermäßigt oder erlassen. 

 

3. An schulfreien Tagen ist im Hort eine Ganztagsbetreuung möglich. In den Ferien wird 

für die Betreuung eine zusätzliche wöchentliche Gebühr (Ferienpauschale) erhoben. 

Die Gebühr beträgt 15,00 € pro Woche. Die Anmeldung hierfür hat vier Wochen vor 

Ferienbeginn bei der Stadt Altlandsberg zu erfolgen. Die Pauschale ist mit der 

Anmeldung zu entrichten 

 

„§ 4 Beitragspflichtiger 

 

1. Beitragspflichtig sind die Personensorgeberechtigten, auf deren Veranlassung die 

Leistungen nach § 17 Abs. 1 KitaG in einer kommunalen Kindertagesstätte in 

Anspruch genommen werden.  

 

2. Personensorgeberechtigt ist, wem allein oder gemeinsam mit einer anderen Person 

nach den Vorschriften des Bürgerlichen Gesetzbuches die Personensorge zusteht; 

gemäß § 7 Abs. 1 Nr. 5 SGB VIII. 

 

3. Erfüllen mehrere Personen die Voraussetzungen von Absatz 1, so haften sie als 

Gesamtschuldner.“ 

 

 

„§  5 Entstehen und Ende der Beitragsschuld, Beitragsbefreiung 

 

1. Die Beitragsschuld entsteht mit dem Wirksamwerden des Betreuungsvertrages. Der 

Elternbeitrag und die Essengeldpauschale werden durch die Stadt Altlandsberg als 

Beitrag nach Maßgabe dieser Satzung erhoben. Die Beitragsschuld endet mit Ablauf 

des Monats, in dem der Betreuungsvertrag endet.  

 

2. Die Beitragserhebung erfolgt im Aufnahmemonat anteilig für die Tage, für die die 

Kinderbetreuung in Anspruch genommen wird.  

 

3. Um den kürzeren Betreuungszeiten in der Eingewöhnungszeit im Krippenbereich 

Rechenschaft zu tragen, wird im Aufnahmemonat der hälftige Beitrag für die 

vereinbarte Betreuungszeit erhoben. 

 

4. Der Elternbeitrag für einen Kinderkrippenplatz wird bis einschließlich des Monats 

berechnet, in dem das Kind das 3. Lebensjahr vollendet, auch wenn es vorzeitig in einer 

Kindergartengruppe oder in einer altersgemischten Gruppe betreut wird. Der 

Elternbeitrag für einen Kindergartenplatz wird ab 1. des Folgemonats nach Vollendung 

des 3. Lebensjahres gezahlt. 

 

5. Die Beitragspflicht entsteht auch bei Abwesenheit des Kindes, z.B. durch Krankheit, 

Urlaub sowie bei vorübergehendem Fehlen und bei Abmeldung des Kindes bis zum 
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Ablauf der Kündigungsfrist. In Ausnahmefällen, insbesondere familiären 

Notsituationen, Abwesenheit während einer Kur oder ab einem Monat entschuldigter 

Fehlzeit, kann der Träger auf Antrag nach pflichtgemäßem Ermessen den Elternbeitrag 

und die Essengeldpauschale für diesen Zeitraum erlassen. Die Erstattung erfolgt nur für 

jeden vollen Monat der Abwesenheit. 

 

6. Die Höhe des monatlichen Elternbeitrages ergibt sich aus der beiliegenden 

Beitragstabelle gemäß der in § 6 ermittelten anrechenbaren Einkünfte und des gemäß 

§ 3 festgelegten Betreuungsumfanges zuzüglich der sozialverträglich gestaffelten 

anteiligen Kosten für die Ganztagsversorgung. Die Beitragstabelle ist Bestandteil dieser 

Satzung.  

 

7. Der Elternbeitrag wird entsprechend der Zahl der unterhaltsberechtigten Kinder 

ermäßigt. Unterhaltsberechtigt sind alle Kinder, für die Kindergeld bezogen wird oder 

für die ein Freibetrag nach dem Einkommensteuergesetz in Anspruch genommen wird 

oder die außerstande sind, sich selbst zu unterhalten.  

Nicht dem Haushalt angehörige unterhaltsberechtigte Kinder wirken sich dadurch 

beitragsmindernd aus, dass nachweislich geleistete Unterhaltszahlungen zur Erfüllung 

gesetzlicher Verpflichtungen vom Einkommen abgezogen werden. 
 

8. Bei der Ermittlung der Elternbeiträge werden alle unterhaltsberechtigten Kinder einer 

Familie berücksichtigt. Bei einem unterhaltsberechtigten Kind sind 100% der Gebühr 

zu entrichten. Ab jedem weiterem unterhaltsberechtigtem Kind reduziert sich die 

Gebühr um jeweils 10%-Punkte. 

 

9. Änderungen der Elternbeiträge aufgrund eines Wechsels vom Krippen- in den 

Kindergartenbereich, aufgrund einer Änderung der Betreuungszeit oder eines 

Einrichtungswechsels werden mit dem Folgemonat wirksam. Mit dem Wirksamwerden 

des neufestgesetzten Beitragsbescheides gilt der Betreuungsvertrages als geändert.  

 

10. Im Rahmen der Elternbeitragsbefreiung nach § 17 Abs. 1a und/oder § 17 a KitaG Bbg 

i.V.m. KitaBBV für die Inanspruchnahme von Angeboten der Kindertagesbetreuung in 

Kindertagesstätten erfolgt keine Erhebung von Kostenbeiträgen. 

 

11. Zur Feststellung der Unzumutbarkeit der Erhebung von Elternbeiträgen bei 

Personensorgeberechtigten nach § 17 Abs. 1 a KitaG Bbg i.V.m. § 90 SGB VIII erfolgt 

die Feststellung des maßgeblichen Einkommens nach KitaBBV i.V.m. §§ 82, 83 und 

84 des SGB XII.“ 

 

 

§ 6 Bemessungsgrundlage für die Festsetzung des Elternbeitrages 

 

1. Die Höhe des Elternbeitrages richtet sich nach dem anzurechnenden aktuellen 

Jahresnettoeinkommen und der jährlichen sonstigen Einnahmen der Eltern.  

 

2. Als Nettoeinkommen gilt bei Einnahmen aus nichtselbständiger Arbeit das 

Bruttoeinkommen abzüglich der Lohn- und Kirchensteuer, des Solidaritätszuschlages 

und des Arbeitnehmeranteils zur Sozialversicherung.  

 

3. Bei Einkommen aus selbständiger Tätigkeit ist von den Einnahmen abzüglich der 

notwendigen Betriebsausgaben auszugehen. Diese Angaben sind in Form der 

eidesstattlichen Selbstauskunft zu erteilen und bei Bedarf in geeigneter Form 
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nachzuweisen. Als Einkommensnachweis gilt die Bescheinigung des Steuerberaters 

über die laufenden positiven Einkommen oder der letzte Einkommensteuerbescheid, 

sofern er nicht älter als zwei Jahre ist. Selbständige, die noch keinen 

Einkommensteuerbescheid erhalten haben, können ihre Einkünfte im 1. Jahr durch 

eine aktuelle Selbsteinschätzung nachweisen. 

 

4. Bei den Versorgungsbezügen der Beamten nach dem Beamtenversorgungsgesetz sind 

die Einkommensteuer, Kirchensteuer einschließlich des Solidaritätszuschlages und die 

Beiträge für die privaten Kranken- und Vorsorgeversicherungen in Abzug zu bringen. 

 

5. Beim Bezug von Renten aus der gesetzlichen Rentenversicherung sind die zu 

zahlenden Beiträge an die Sozialversicherung sowie die Einkommensteuer 

einschließlich des Solidaritätszuschlages in Abzug zu bringen. 

 

6. Zu den sonstigen Einnahmen gehören alle regelmäßigen Geldbezüge, unabhängig 

davon, ob sie steuerpflichtig oder steuerfrei sind, die die wirtschaftliche 

Leistungsfähigkeit erhöhen, einschließlich öffentlicher Leistungen für die Eltern und 

die unterhaltsberechtigten Kinder. Das Kindergeld zählt nicht als Elterneinkommen 

und wird bei der Ermittlung des Elternbeitrages nicht angerechnet. Zu den sonstigen 

Einnahmen gehören z.B.: 

 

a) Einkünfte aus Vermietung und Verpachtung sowie aus  

            Kapitalvermögen, 

b) wegen Geringfügigkeit pauschal vom Arbeitgeber versteuerte  

              Einkommen, Renten, 

c) Einnahmen nach dem Sozialgesetzbuch III Arbeitsförderung, z.B.      

              Unterhaltsgeld, Überbrückungsgeld, Übergangsgeld, Kurzarbeitergeld,  

               Arbeitslosengeld, Konkursausfallgeld, 

d) sonstige Leistungen nach den Sozialgesetzen, z.B. Arbeitslosengeld II,  

Krankengeld, Mutterschaftsgeld, Elterngeld (soweit es nicht nach § 10 

BEEG anrechnungsfrei bleibt), Leistungen nach BAföG (ohne 

Anrechnung des Kinderanteils gemäß § 146 (2) BAföG,  

              welche als Zuschuss geleistet werden, Verletztengeld, Leistungen nach  

              dem  Wehrgesetz und sonstigen sozialen Gesetzen, 

e) Unterhaltsleistungen für Personensorgeberechtigte und deren   

               unterhaltsberechtigte Kinder 

f) wird trotz eines vorhandenen Anspruchs auf Unterhalt verzichtet,  

              werden die Regelsätze der Unterhaltstabelle nach den   

              Unterhaltsleitlinien des Brandenburgischen Oberlandesgerichtes  

              (Brandenburger Tabelle) angewendet 

 

7. Nachgewiesene Unterhaltszahlungen  an unterhaltsberechtigte Kinder und ggf. 

getrennt lebende Elternteile mindern das Einkommen.  

 

8. Nachgewiesene Werbungskosten (außer die Kosten für die Kinderbetreuung) werden 

vom Einkommen abgesetzt. In allen übrigen Fällen wird die gesetzliche 

Werbungskostenpauschale in Abzug gebracht. 
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9. Der Nachweis des Elterneinkommens erfolgt in Form einer eidesstattlich erklärten 

Selbstauskunft. Geeignete Nachweise sind u.a. Lohnsteuer- oder 

Jahresverdienstbescheinigungen, Einkommensnachweise nach Sozialgesetzbuch 

(SGB), Einkommensteuerbescheide, Elterngeldbescheide. Hierbei führen Änderungen, 

die in erheblichen Maße von über 10 % zum festgesetzten Beitrag abweichen, zum 

Folgemonat nach Bekanntwerden zu einer neuen Festsetzung. 

Eine Aufforderung zur Abgabe von Unterlagen zur Einkommensprüfung und 

Neufestsetzung behält sich die Stadt Altlandsberg vor. Hierbei soll der Prüfzeitraum 

von 12 Monaten nicht unterschritten werden. Werden die geforderten 

Einkommensnachweise trotz einer Erinnerung nicht vorgelegt, so wird als 

Elternbeitrag die höchste Kostenbeteiligung bis zur Vorlage der geforderten 

Unterlagen festgesetzt. Eine rückwirkende Beitragsverringerung erfolgt nicht. 

Versäumen Beitragspflichtige die unverzügliche unaufgeforderte Mitteilung zur 

Änderung, so werden Nachforderungen der Stadt Altlandsberg bis zum Zeitpunkt der 

Änderung der Einkommensverhältnisse geltend gemacht. 

Auf den Nachweis des Einkommens kann verzichtet werden, wenn die 

Personensorgeberechtigten schriftlich erklären den Höchstbeitrag in der jeweiligen 

Altersgruppe und der jeweiligen Betreuungszeit zu zahlen. 

 

10.  Bei Ehen und eheähnlichen Lebensgemeinschaften wird das Einkommen beider 

Partner zugrunde gelegt, sofern sie Eltern des Kindes sind. Bei nachweislich 

getrenntlebenden Elternteilen wird das Einkommen des mit dem Kind 

zusammenlebenden Elternteils zugrunde gelegt und auch der zu leistende Unterhalt 

des anderen Elternteils für das Kind und ggf. den anderen Elternteil hinzugerechnet. 

Lebt das Kind in einem echten Wechselmodell, so sind beide Elternteile unabhängig 

voneinander je nach der eigenen familären Situation und wirtschaftlichen 

Leistungsfähigkeit zu berücksichtigen. Personen, die in eheähnlicher 

Lebensgemeinschaft leben, dürfen hinsichtlich der Voraussetzungen sowie des 

Umfangs des Elternbeitrages, sofern sie die Eltern des Kindes sind, nicht 

bessergestellt werden als Ehepaare. Steht ein Lebenspartner in keiner Rechtsbeziehung 

zum Kind, bleibt sein Einkommen bei der Ermittlung der Leistungsfähigkeit 

unberücksichtigt. 

 

 

§ 7 Erhebung und Fälligkeit des Elternbeitrages und der Essengeldpauschale 

 

1. Der Elternbeitrag und die Essengeldpauschale werden durch Beitragsbescheid 

erhoben. 

 

2. Der Elternbeitrag und die Essengeldpauschale sind bis zum 15. eines jeden Monats 

fällig. Ist der Fälligkeitszeitpunkt mit der Bekanntgabe des Beitragsbescheides bereits 

überschritten, wird der auf diesen Fälligkeitszeitpunkt entfallende Betrag einen Monat 

nach Bekanntgabe des Bescheides fällig. 
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3. Das Lastschrifteinzugsverfahren ist vorzugsweise zu nutzen. Sollte das im Einzelfall 

nicht möglich sein, so ist der Elternbeitrag  auf das Konto der Stadt Altlandsberg bei 

der Sparkasse Märkisch-Oderland IBAN: DE10 1705 4040 3000 3038 38 ;   

BIC: WELADED1MOL unter Angabe der Personenkontonummer zu überweisen. 

 

4. Nicht gezahlte Elternbeiträge und Essengeldpauschalen unterliegen der Beitreibung im 

Verwaltungsvollstreckungsverfahren. Gemäß Kostenordnung zum 

Verwaltungsvollstreckungsgesetz für das Land Brandenburg werden beim 

Mahnverfahren Mahngebühren und ggf. Vollstreckungsgebühren erhoben. 

 

 

 

 

 

 

§ 8 Auskunfts- und Mitwirkungspflichten 

 
1. Personensorgeberechtigte sind verpflichtet, vollständige und richtige Angaben über 

ihre Familiensituation und ihre wirtschaftliche Leistungskraft mitzuteilen, sofern diese 
für die Feststellung des Rechtsanspruchs, für die Festlegung der Höhe des 
Elternbeitrages und der Gestaltung des Betreuungsvertrages bedeutsam sind. 
Insbesondere ist jede wesentliche Einkommenserhöhung und jede 
Einkommensartenänderung, jede Namens- und Anschriftenänderung, eine Änderung 
der Personensorgeberechtigung und jede sonstige sich auf den Rechtsanspruch oder 
den Elternbeitrag auswirkende Änderung der Familiensituation unverzüglich 
mitzuteilen.  
 

2. Auf Anfragen durch die Stadt Altlandsberg ist Auskunft zu erteilen.  
 

 

§ 9 Gastkind 

 
1. Als Gastkind gilt ein Kind, wenn eine regelmäßige Betreuung auf der Grundlage eines 

Betreuungsvertrages nicht erforderlich ist. Der Nachweis des Rechtsanspruches auf 
Kindertagesbetreuung entfällt. 
 

2. Die Aufnahme kann für einen bestimmten Zeitraum im Rahmen der vorhandenen 
Kapazitäten erfolgen. Eine zeitweilige Aufnahme von Gastkindern kann für 
Kinderkrippen- und Kindergartenkinder maximal bis zu 6 Wochen im Kalenderjahr 
ermöglicht werden. Eine zeitweilige Aufnahme von Gastkindern für Hortkinder kann 
maximal bis zu 12 Wochen im Kalenderjahr ermöglicht werden. 

 
3. Eine Aufnahme als Gastkind ist unter folgenden Voraussetzungen möglich: 

a) Aufenthalt bei Großeltern, Erkrankung der Eltern, Dienstreise, 
b) Stunden- oder tageweise Betreuung für Arbeitssuchende, 
c) Pflege von sozialen Kontakten zum Wohle des Kindes (max. bis zu 6 Stunden  
            pro  Woche), 
d) Ferienbetreuung für Kinder im Hortalter, die keinen Hortvertrag haben. 

 
4. Die Betreuung eines Gastkindes muss grundsätzlich vier Wochen vor Aufnahme 

schriftlich bei der Stadt Altlandsberg beantragt werden. 
 

5. Der Elternbeitrag und die Essengeldpauschale werden entsprechend § 7 erhoben und 
nach Tagessätzen berechnet. Der Tagessatz beträgt: 
 
a) für Kinderkrippenkinder  12,00 Euro 
b) für Kindergartenkinder  10,00 Euro 
c) für Hortkinder       8,00 Euro. 
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Die Essengeldpauschale inklusive Getränke beträgt für Gastkinder 2,50 Euro/Tag. 

 

§ 10 Ordnungswidrigkeiten 

1. Ordnungswidrig handelt, wer vorsätzlich oder fahrlässig  
a) beim Nachweis seiner Einkünfte unrichtige oder unvollständige Angaben  
            macht oder die Stadt Altlandsberg über erhebliche Tatsachen in Unkenntnis  
            lässt,  
b) entgegen § 8 Abs. 1 den erforderlichen Mitwirkungspflichten nicht  
            nachkommt, 
c) entgegen § 8 Abs. 2 Auskünfte nicht oder nicht richtig erteilt. 

 
2. Die Ordnungswidrigkeit kann gemäß § 17 des Gesetzes über Ordnungswidrigkeiten 

mit einer Geldbuße bis zu 1.000,00 Euro geahndet werden. 
 

3. Zuständige Verwaltungsbehörde für die Ahndung von Ordnungswidrigkeiten ist der 
Bürgermeister der Stadt Altlandsberg. 


